
Die bereits in den 1970er 
Jahren von einem Berufs-
verbot betroffene Lehrerin 

Silvia Gingold muss weiterhin 
gegen die Beobachtung durch den 
hessischen Inlandsgeheimdienst 
Verfassungsschutz, VS, kämpfen. 
Die Tochter des Widerstandskämp-
fers Peter Gingold ist kürzlich vor 
dem Verwaltungsgericht Kassel 
mit ihrer Klage gegen den VS ge-
scheitert. Wie haben die Richter 
das Urteil begründet?

Das Gericht hat alle Anträge von Silvia 
Gingold auf Löschung der über sie ge-
führten VS-Akte sowie auf Einstellung 
der geheimdienstlichen Beobachtung 
abgelehnt, die nach ihrer beruflichen Tä-
tigkeit seit 2009 wieder aufgenommen 
worden ist. Damit ist das Verwaltungs-
gericht Kassel in allen Punkten den ideo-
logisch motivierten Positionen und Be-
gründungen des hessischen VS gefolgt – 
und hat sich so der unsäglichen Kon-
taktschuld- und Unterstützerdoktrin des 
Verfassungsschutzes unterworfen. Silvia 
Gingold hält als engagierte Antifaschis-
tin immer wieder Reden gegen Berufs-
verbote, Neonazismus und Rassismus, 
und sie liest aus den Erinnerungen ihres 
Vaters. Weil sie dies auch im Rahmen 
von Veranstaltungen der Partei Die Lin-
ke oder der Vereinigung der Verfolgten 

des Naziregimes, VVN-BdA, tut, ste-
he die Klägerin zu Recht unter VS-Be-
obachtung, so das Gericht. Denn diese 
Organisationen stuft der Verfassungs-
schutz zumindest in Teilen als »links-
extremistisch« oder »linksextremistisch 
beeinflusst« ein, obwohl sie in dessen 
jährlichen Berichten nicht mehr als Be-
obachtungsobjekte auftauchen. Mit 
ihren Reden und Lesungen unterstütze 
Gingold solche inkriminierten Gruppen 
und Parteien nachhaltig und verstärke 
deren Anziehungskraft ganz erheblich, 
behauptet das Gericht ohne jeglichen 
Beweis. Und da demnach keine Zäsur in 
den Aktivitäten der Klägerin festgestellt 

werden könne, sei die Speicherung ihrer 
Daten auch weiterhin erforderlich.

Was ist Ihnen an der Urteilsbe-
gründung ansonsten aufgefallen? 

Einige recht fragwürdige Argumenta-
tionen und Beweisführungen: So habe 
bei Vorträgen der Klägerin oder bei 
ihrer Teilnahme an einer Lesereise der 
demnach linksextremistisch beeinfluss-
ten VVN die relative Bekanntheit ihres 
Namens als Tochter eines Widerstands-
kämpfers gegen den Nationalsozialis-
mus als Verstärker gewirkt. Das Gericht 
benutzt das Wort »Magnet«. Entschei-
dend sei im übrigen die objektive Ge-
richtetheit ihres Tuns. Auf die subjektive 
Sicht der Klägerin komme es nicht an. 
Also nicht, was jemand meint, sagt, tut 
und will ist relevant – und sei es noch 
so verfassungskonform  –, sondern in 
welchem politischen Umfeld die betref-
fende Person redet und damit angeb-
lich linksextremistischen Gruppen und 
Parteien nützt. Eine solche objektive 
Nutzwirkung hat das Gericht allerdings 
nur behauptet, aber nicht nachvollzieh-

bar begründet, geschweige denn nachge-
wiesen. Genausowenig hat das Gericht 
die Einstufung von Organisationen als 
»linksextremistisch« oder »linksextre-
mistisch beeinflusst« hinterfragt und 
begründet, sondern unkritisch das je-
weilige Verdikt des Verfassungsschutzes 
übernommen. Im übrigen konnte das 
Gericht nur einen Bruchteil von Gin-
golds VS-Personenakte einsehen, weil 
der größte Teil aufgrund einer Sperrer-
klärung des hessischen Innenminis-
teriums als geheim eingestuft worden 
war. Wegen dieser amtlichen Beweis-
mittelunterdrückung im staatlichen Ge-
heimhaltungsinteresse konnte selbst das 
Verwaltungsgericht Kassel keinen voll-
ständigen Einblick in die Personenakte 
nehmen, obwohl es doch über Recht-
mäßigkeit oder Rechtswidrigkeit der 
VS-Datenerhebung und -speicherung zu 
entscheiden hatte. Dass ein Gericht nur 
auf einer solch eingeschränkten Beweis-
grundlage seine Entscheidung trifft, ist 
rechtsstaatlich hochproblematisch, ins-
besondere dann, wenn dies voll zu Las-

ten der rechtssuchenden Klägerin geht.
Wie bewerten Sie den Richter-
spruch insgesamt? 

Dieses Verfassungsschutz-Urteil (4 K 
641/13.KS, jW) zeichnet sich insgesamt 
durch eine illiberale und eher staatsau-
toritäre Tendenz aus. Damit wird die 
Einschränkung der Grundrechte auf 
Meinungsfreiheit und informationel-
le Selbstbestimmung der Betroffenen 
durch den sogenannten Verfassungs-
schutz im höher gewichteten Staats-
schutzinteresse gerichtlich abgesegnet. 
Dieses Urteil, das der Klägerin mit kei-
ner Zeile eigene verfassungsfeindliche 
Aussagen oder Bestrebungen anlastet, 
ist ein gerichtlicher Freibrief für den 
hessischen Verfassungsschutz, Silvia 
Gingold auch künftig geheimdienstlich 
zu beobachten, Überwachungsdaten an-
zuhäufen und zu nutzen sowie ihre VS-
Akte weitgehend unter Verschluss zu 
halten. Bleibt allein die Hoffnung auf 
die nächste Gerichtsinstanz, zu der man 
Silvia Gingold auf alle Fälle raten sollte. 
 Markus Bernhardt
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Freibrief für Spitzelbehörde

»Illiberale oder staatsautoritäre Tendenz«

Verwaltungsgericht Kassel folgt Inlandsgeheimdienst: Antifaschistische Lehrerin darf 
weiterhin überwacht werden. Von Markus Bernhardt

Kasseler Richter stützen Grundrechtseinschränkung. Gespräch mit Rolf Gössner

Die Antifaschistin Silvia Gin-
gold, Tochter der Wider-
standskämpfer und Kommu-

nisten Etti und Peter Gingold, darf 
auch zukünftig vom hessischen Lan-
desamt für Verfassungsschutz bespit-
zelt und überwacht werden. Gingold, 
die sich gegen Krieg, Neonazis und 
Rassismus engagiert, hatte auf Beendi-
gung ihrer fortgesetzten geheimdienst-
lichen Beobachtung und auf Vernich-
tung der entsprechenden Aktenbestän-
de geklagt (jW berichtete). Dies lehnte 
das Verwaltungsgericht Kassel nun ab. 
Die mündliche Verhandlung hatte am 
19. September stattgefunden.

Laut der vor wenigen Tagen über-
mittelten Urteilsbegründung folgen 
die Richter durchgängig der Sichtwei-
se der Spitzelbehörde. Diese hatte be-
hauptet, dass Gingold in die »links-
extremistische Szene« eingebunden 
sei, und zielte damit unter anderem 
auf öffentliche Veranstaltungen ab, 
bei denen die Nazigegnerin etwa mit 
der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes – Bund der Antifaschis-
ten (VVN-BdA) oder der Linkspartei 
kooperiert hatte, um aus den Erinne-
rungen ihres Vaters zu lesen. Obwohl 
die Behörden behaupten, dass einzig 
einzelne Gliederungen der Linkspartei 
von den Inlandsgeheimdiensten über-
wacht würden, wird in der Urteilsbe-
gründung explizit die Partei als »Beob-
achtungsobjekt des Verfassungsschut-
zes« genannt.

Darin finden sich auch weitere be-
merkenswerte Sichtweisen der Rich-
ter. So werden darin nicht nur Perso-
nenkreise unter »Linksextremismus-
verdacht« gestellt, die angeblich die 
»parlamentarische Demokratie« ab-
lehnten, sondern auch jene, die den 
Kapitalismus ablehnten. Letzterer ge-
nießt jedoch nicht einmal in der Bun-
desrepublik Verfassungsrang. Auch 
steht in dem Schreiben, dass Gingold 
»seit 2009 im Bereich Linksterroris-
mus (sic!) gespeichert« sei. Vorgehal-

ten wird der Antifaschistin zudem, 
dass sie der jungen Welt und damit dem 
»auflagenstärksten Printmedium des 
Linksextremismus« Interviews gege-
ben habe. Auf Unverständnis und deut-
liche Kritik stieß der Urteilsspruch bei 
Antifaschisten sowie Parlamentariern 
der Linkspartei.

»Friedenspolitik, Gewerkschafts-
arbeit und vor allem Antifaschismus 
widersprechen nicht dem Grundge-
setz, sondern sind als ausdrückliche 
Freiheitsrechte nicht nur erwünscht, 
sondern – vor allem in unserer Zeit – 
ausdrücklich geboten«, stellte Ulrich 
J. Wilken, Landtagsabgeordneter der 
hessischen Linkspartei und Vize-
präsident des Landesparlaments, am 
Dienstag im Gespräch mit jW klar. 
Um so entlarvender sei es, dass »ge-
nau deswegen Silvia Gingold vom 

Inlandsgeheimdienst  – vulgo: Verfas-
sungsschutz – beobachtet wird und die 
Rechtmäßigkeit dieses Vorgehens jetzt 
vom Kasseler Verwaltungsgerichts-
hof bestätigt wurde«. »Manchmal fra-
ge ich mich, welche Verfassung die 
eigentlich schützen, die nach oder vor 
1945«, kommentierte Wilken.

Mindestens genauso beschämend 
sei laut Wilken jedoch »das Verhal-
ten der angeblichen Bürgerrechtspartei 
Die Grünen, die als Teil der Landes-
regierung jetzt genau diesen Verfas-
sungsschutz – auch personell – stärken 
wollen«. »Ein Geheimdienst, der mit 
V-Leuten die rechte Szene stärkt und 
mitfinanziert, aber beim NSU jahre-
lang weggeschaut hat, gehört abge-
schafft und nicht gestärkt. Das wussten 
früher die Grünen – auch in Hessen –, 
aber es ist wohl bei so viel Regierungs-

verantwortung in Vergessenheit gera-
ten«, so Wilken weiter.

Gingolds Rechtsanwalt Otto Jäckel 
konstatierte, das Gericht habe sen von 
Jäckel in der mündlichen Verhandlung 
erhobenen Einwand, sowohl die Par-
tei Die Linke als auch die VVN-BdA 
seien in den aktuellen Verfassungs-
schutzberichten des Bundes als auch 
des Landes Hessen gar nicht mehr als 
zu beobachtende Organisationen auf-
geführt, mit einem Hinweis auf eine 
Bemerkung des Vertreters des Landes-
amts für Verfassungsschutz abgetan. 
Dieser hatte erklärt, der Geheimdienst 
beobachte auch Organisationen, die im 
Verfassungsschutzbericht nicht auf-
geführt seien. – Nach letztem Stand 
der Dinge will Gingold das Urteil an-
fechten.
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Bespitzelt wird auch noch, wenn nicht mal etwas im Verfassungsschutzbericht steht. Silvia Gingold will Skandalurteil anfechten
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Rolf Gössner ist Rechtsanwalt,  
Publizist und Vorstandsmitglied der 

Internationalen Liga für Menschenrechte 
(www.ilmr.de). Der renommierte Bürger-

rechtler wurde selbst jahrzehntelang 
vom Verfassungsschutz geheimdienstlich 

überwacht und setzte sich dagegen – 
bislang erfolgreich – juristisch zur Wehr. 
Informationen: www.rolf-goessner.de

Hintergrund  
Klassenjustiz gegen 
Antifaschismus

jW dokumentiert Auszüge 
einer Erklärung der Bundes-
tagsabgeordneten Ulla Jelpke, 
innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion der Partei Die Linke:
Das Skandalurteil des Verwal-

tungsgerichts Kassel über die 

Rechtmäßigkeit der weiteren 

Beobachtung von Silvia Gingold 

durch den Verfassungsschutz 

sagt weniger etwas über die Ge-

sinnung der Friedensaktivistin 

und Antifaschistin aus als über 

die Verfasstheit des bundesdeut-

schen und insbesondere des hes-

sischen Staatsapparates. Über-

raschen kann das nicht. Haben 

doch maßgebliche Initiatoren der 

völkisch-nationalistischen AfD 

ihre Wurzeln im Stahlhelmflügel 

der Hessen-CDU.

Es ist nicht verfehlt, dieses 

Urteil als Inbegriff der Klassen-

justiz zu bezeichnen. Denn hier 

sichert sich die herrschende Klas-

se gegen Kritik von links ab. Der 

hessische Verfassungsschutz, 

dem das Gericht hier beipflich-

tet, stört sich insbesondere am 

»orthodox-kommunistischen 

Antifaschismus« der Vereinigung 

der Verfolgten des Naziregimes 

(VVN-BdA). Dass es in dem Urteil 

an einer Stelle fälschlicherweise 

heißt, Silvia Gingold werde vom 

Verfassungsschutz im Bereich 

»Linksterrorismus« (gemeint ist 

»Linksextremismus«) gespei-

chert, zeigt nur, wie die hessische 

Justiz bei allem, was links ist, 

ohne weitere Differenzierung rot 

sieht. Nicht Silvia Gingold und die 

VVN-BdA sind eine Gefahr für die 

demokratische Grundordnung, 

sondern der hessische Verfas-

sungsschutz!

Aktuell bleibt damit das Motto 

einer Demonstration aus dem 

Jahr 2012, deren Unterstützung 

Silvia Gingold als Beweis ihrer 

Verfassungsfeindlichkeit ange-

kreidet wird: »Staatliche Unter-

stützung für Nazis beenden – 

Verfassungsschutz auflösen!«


